Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3174 


Der Bundesminister für 

Arbeit und Sozialordnung Bonn, den 18. Juli 1968 

la 6 - 6437.4 - 27/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Vermögensbildung nach dem Zweiten Vermögensbil- 
dungsgesetz 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/3120 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und dem Bundesminister für Wirt- 
schaft wie folgt: 


1. In welchem Umfang sind seit Inkrafttreten des Zweiten Vermö- 
gensbildimgsgesetzes vermögenswirksame Leistungen erbracht 
worden auf Grund von 

a) Betriebsvereinbarungen (ohne Betriebsvereinbarungen nach 

§ 10 ), 

b) Tarifverträgen, 

c) Verträgen auf Verlangen der Arbeitnehmer nach § 4, 

d) Betriebsvereinbarungen über Ergebnisbeteiligung nach § 10, 

e) sonstigen Verträgen mit Arbeitnehmer? 

2. Wie groß ist jeweils die Zahl bzw. der Anteil der in Frage 1 a) 
bis e) begünstigten Arbeitnehmer? 


Die Fragen 1 und 2 werden des sachlichen Zusammenhangs we- 
gen zusammen beantwortet: 

Das Zweite Vermögensbildungsgesetz ist nach überschlägigen 
Schätzungen 1965 von 2,2 Millionen Arbeitnehmern, 1966 von 
3,2 Millionen Arbeitnehmern und 1967 von 3,7 Millionen Ar- 
beitnehmern in Anspruch genommen worden. Der durchschnitt- 
lich angelegte Betrag belief sich jährlich auf etwa 280 DM. Ins- 
gesamt sind damit bis Ende 1967 etwa 2 V 2 Milliarden DM unter 
den Voraussetzungen des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes 
festgelegt w^orden. Diese Zahlen, die nur Größenordnungen 
veranschaulichen können, ergeben sich auf Grund von Hoch- 
rechnungen aus Angaben des Deutschen Sparkassen- und Giro- 
verbandes, des Deutschen Genossenschaftsverbandes, des Ver- 
bandes der Gemeinwirtschaftlichen Geschäftsbanken und der 
Bausparkassen. 
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überwiegend haben in den vergangenen Jahren die Arbeitneh- 
mer Teile ihres Arbeitslohnes nach § 4 des Zweiten Vermögens- 
bildungsgesetzes vermögenwirksam angelegt. 

Bisher sind 60 Tarifverträge über vermögenswirksame Leistun- 
gen abgeschlossen worden, vor allem im Baugewerbe und Saar- 
bergbau. Die Zahl der Arbeitnehmer, die von diesen Tarifver- 
trägen betroffen sind, beläuft sich — je nach den konjunkturel- 
len Gegebenheiten — auf etwa 1,7 Millionen bis 1,9 Millionen. 
Allerdings ist nicht genau bekannt, wie viele dieser Arbeitneh- 
mer tatsächlich vermögenswirksame Leistungen erhalten, weil 
im Baugewerbe die vermögenswirksame Leistung von einer 
Eigensparleistung des Arbeitnehmers abhängig gemacht wird. 
Die Zahl der Arbeitnehmer, die tarifvertraglich vereinbarte 
vermögenswirksame Leistungen erhalten, dürfte z. Z. bei etwa 
800 000 bis 900 000 liegen. 

Eine weitere Aufteilung auf die verschiedenen Vereinbarungs- 
formen ist zur Zeit nicht möglich. 


3. Wie verteilen sich diese vermögenswirksamen Leistungen nach 
der Zahl der Verträge und den anspruchsberechtigten Personen 
und nach dem finanziellen Volumen auf die in § 2 Abs. 1 Buch- 
stabe a bis e genannten Anlageformen? 


Aus den Angaben der Kreditinstitute und Bausparkassen ist zu 
entnehmen, daß in den vergangenen Jahren schätzungsweise 
jeweils 60Vo der Verträge und begünstigten Personen sowie 
55Vo des Sparvolumens auf die Anlage nach dem Spar-Prämien- 
gesetz (§ 1 Abs. 1 Buchst, a des Zweiten Vermögensbildungs- 
gesetzes) und 30% der Verträge und begünstigten Personen so- 
v/ie 35% des Sparvolumens auf die Anlage nach dem Woh- 
nungsbau-Prämiengesetz (§ 1 Abs. 1 Buchstabe b des Zweiten 
Vermögensbildungsgesetzes) entfallen. Dabei ist davon ausge- 
gangen, daß sich für die übrigen Anlageformen, von denen im 
wesentlichen nur die Verwendungen zum Bau, Erwerb oder 
Entschuldung eines Eigenheims (§ 1 Abs. 1 Buchstabe c des 
Zweiten Vermögensbildungsgesetzes) Bedeutung gewonnen hat, 
etwa 10% der Arbeitnehmer mit einem finanziellen Volumen 
von ebenfalls 10% entschieden haben; für eine genauere Ermitt- 
lung dieses Anteils fehlen allerdings z. Z. noch ausreichende 
statistische Unterlagen. 


4. Von welcher weiteren Entwicklung geht die Bundesregierung 
bei den in den Fragen 1 bis 3 genannten Tatbeständen bis ein- 
schließlich 1972 aus? 


Die Bundesregierung geht für das Jahr 1968 von einem weiteren 
Zuwachs der begünstigten Personen um 10% auf etwa 4,1 Mil- 
lionen Arbeitnehmer aus. Da nicht zu erwarten ist, daß 1968 
noch in größerem Umfang Tarifverträge zur Vermögensbildung 
wirksam werden, dürfte es sich bei den hinzukommenden Ar- 
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beitnehmern im wesentlichen um solche Arbeitnehmer handeln, 
die Teile ihres Arbeitslohns nach § 4 des Zweiten Vermögens- 
bildungsgesetzes vermögenswirksam anlegen. 

Realistische Schätzungen über die weiteren jährlichen Zuwachs- 
raten bis 1972 sind z. Z. aus folgenden Gründen nicht möglich: 

a) Es ist nicht zu übersehen, in welchem Ausmaß die Sozial- 
partner im Zuge des weiteren wirtschaftlichen Aufschwungs 
von der Möglichkeit Gebrauch machen werden, Tarifver- 
träge zur Vermögensbildung abzuschließen. Jeder Tarifver- 
trag in einem größeren Tarifbereich würde die Zahl der be- 
günstigten Arbeitnehmer erheblich erhöhen. 

Die Bundesregierung begrüßt den Abschluß von Tarifver- 
trägen zur Vermögensbildung der Arbeitnehmer. 

b) Im Falle einer Novellierung des Zweiten Vermögensbil- 
dungsgesetzes, bei der die Anwendung des Gesetzes in der 
Praxis erleichtert und bisherige Härten, vor allem im Bereich 
der Kranken- und Arbeitslosenversicherung, beseitigt wer- 
den sollen, würde sich ein verstärkter Anreiz zur Inanspruch- 
nahme der Vergünstigungen des Gesetzes ergeben. 


5, Wie hoch schätzt die Bundesregierung infolge der Inanspruch- 
nahme der Förderungsmöglichkeiten dieses Gesetzes für die 
Vergangenheit und die Zukuntt bis einschließlich 1972 
a) die Einnahmeausfälle 
aa) von Steuern, 

bb) von Beiträgen zur Arbeiter-, Angestellten- und knapp- 
s cb { 1 1 1 1 i c h t m R e n t e n V e r s i c :h e r L 1 n g , 
cc) von Beiträgtm zur gesetzlichen Krankenversicherung 
und 

dd) von Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung? 

Die Einnahmeausfälle werden nachfolgend bis zum Jahre 1968 
angegeben, weil die weiteren jährlichen Steigerungsraten für 
die Inanspruchnahme des Gesetzes z. Z. nicht realistisch ge- 
schätzt werden können (vgl. Antwort zur Frage 4). 

a) Die Steuerausfälle werden geschätzt auf: 

1965 150 Millionen DM 

1966 210 Millionen DM 

1967 230 Millionen DM 

1968 250 Millionen DM 

b) Die Beitragsausfälle zur Arbeiter-, Angestellten- und knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung werden geschätzt auf: 

1965 49 Millionen DM 

1966 77 Millionen DM 

1967 94 Millionen DM 

1968 1 19 Millionen DM 
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c) Die Beitragsausfälle zur gesetzlichen Krankenversicherung 
werden geschätzt auf: 


1965 

8 Millionen DM 

1966 

27 Millionen DM 

1967 

3\ Millionen DM 

1968 

34 Millionen DM 


d) Die Beitragsausfälle zur Arbeitslosenversicherung werden 
geschätzt auf: 


1965 

1 Million DM 

1966 

5 Millionen DM 

1967 

7 Millionen DM 

1968 

8 Millionen DM 


zu b) bis d) 

Bei den Einnahmeausfällen im Bereich der Sozialversicherung 
einschließlich der Arbeitslosenversicherung ist zu berücksich- 
tigen, daß vermögenswirksame Leistungen bei den nach dem 
Entgelt bemessenen Leistungen aus der Sozialversicherung ein- 
schließlich der Arbeitslosenversicherung außer Betracht bleiben. 
Den Beitragsauställen stehen daher Minderungen der Leistun- 
gen gegenüber, so daß die finanziellen Ausfälle der Sozialver- 
sicherungsträger geringer als die oben genannten Zahlen sind. 


5. Wie hoch schätzt die Bundesregierung infolge der Inanspruch- 
nahme der Förderungsmöglichkeiten dieses Gesetzes für die 
Vergangenheit und Zukunft bis einschließlich 1972 
b) die erforderlichen Prämien 

aa) nach dein Sparprämiengesetz, 

])b) nach dem Wchnungsbau-Prämiengesetz? 


Der Prämienaufwand wird nachfolgend bis zum Jahre 1968 an- 
gegeben, weil die weiteren jährlichen Steigerungsraten für die 
Inanspruchnahme des Gesetzes z. Z. nicht realistisch geschätzt 
w^erden können (vgl. Antwort zur Frage 4). 

Die erforderlichen Prämien werden geschätzt auf: 

a) bei der Anlage nach dem Sparprämiengesetz 


1965 

75 Millionen DM 

1966 

1 10 Millionen DM 

1967 

120 Millionen DM 

1968 

130 Millionen DM 


b) bei der Anlage nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz 


1965 

60 Millionen DM 

1966 

80 Millionen DM 

1967 

95 Millionen DM 

1968 

1 05 Millionen DM 
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zu a) und b) 

Die genannten Zahlen sind nicht mit dem Mehraufwand an Prä- 
mien identisch, der auf das Zweite Vermögensbildungsgesetz 
zurückzuführen ist. Dieser ist geringer. Ein Teil der Sparer, die 
nach § 4 des Gesetzes Teile ihres laufenden Arbeitslohns ver- 
mögenswirksam anlegen, würden nämlich auch ohne die Ver- 
günstigungen des Zv/eiten Vermögensbildungsgesetzes die bei- 
den Prämiengesetze in Anspruch genommen haben. 


6, Sind von der Bundesregierung Untersuchungen darüber vorge- 
nommen, in Auftrag gegeben oder ausgewertet worden, in wel- 
chem Umfang das Zweite Vermögensbildungsgesetz zu einer 
echten zusätzlichen Vermögensbildung beigetragen hat und in- 
wieweit möglicherweise nur Verlagerungen infolge der zusätz- 
lichen Begünstigung zu vermuten sind? 


Die Bundesregierung hat angesichts der relativ kurzen Laufzeit 
des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes keine Untersuchungen 
vorgenommen, in Auftrag gegeben oder ausgewertet, in wel- 
chem Umfang das Gesetz zu einer echten zusätzlichen Vermö- 
gensbildung beigetragen hat. Sie ist aber überzeugt, daß das 
Gesetz zu einer zusätzlichen Vermögensbildung bei einem Teil 
der Arbeitnehmer geführt hat. Dies gilt zumindest weitgehend 
in dem Umfang, in dem auf Grund von Tarifverträgen und Be- 
triebsvereinbarungen zusätzliche vermögenswirksame Leistun- 
gen erbracht worden sind. 

Die Bundesregierung bedauert es im übrigen, daß die gesamt- 
wirtschaftliche Vermögensentwicklung und Vermögensvertei- 
lung in den vergangenen Jahren noch nicht besser statistisch 
erfaßt und durchleuchtet werden konnte. Sie hatte zwar für 
1967 eine Erhebung durch das Statistische Bundesamt über die 
Anwendung des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes geplant. 
Jedoch ist diese Erhebung unter anderem v/egen der grundsätz- 
lich ablehnenden Haltung des Bundesrates gegenüber zusätz- 
lichen Statistiken vorerst zurückgestellt worden. 


7. Welche Veränderungen würden sich nach Auffassung der Bun- 
desregierung bei den zu den Fragen 1 bis 6 gemachten Angaben 
in den kommenden Jahren bis einschließlich 1972 ergeben, wenn 
vom 1. Januar 1969 an der in § 12 genannte Betrag von 312 DM 
auf 624 DM erhöht würde? 


Würde der in § 12 des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes ge- 
nannte Betrag von 312 DM auf 624 DM erhöht, so würden sich 
die Ersparnisbildung, die Steuerausfälle, die Einnahmeausfälle 
im Bereich der Sozialversicherung und der Mehraufwand an 
Prämien nicht einfach verdoppeln. Bereits heute wird der jähr- 
liche Höchsbetrag von 312 DM (bei Arbeitnehmern mit mehr als 
zwei Kindern 468 DM) bei den meisten tariflichen vermögens- 
wirksamen Leistungen und teilweise auch bei den vermögens- 
VvTirksanien Anlagen nach § 4 des Gesetzes nicht voll ausgenutzt. 
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Aber auch ein Teil der Arbeitnehmer, die die derzeitigen 
Höchstbeträge vor allem über § 4 ausschöpfen, würde den neuen 
Höchstbetrag nicht voll in Anspruch nehmen, weil er nicht in 
der Lage ist, aus seinen Einkünften größere Sparleistungen 
zu erbringen. 


In Vertretung 

Kattenstroth 
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